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Festlegung von Schulbezirken 
 
 
Der Elternvertreter im AJFSS, Herr Ide, bat die Verwaltung im Auftrag des Stadtelternrats um 
eine Stellungnahme zum Sachstand hinsichtlich der Auflösung der Schulbezirke im Stadtge-
biet Helmstedt und um eine Darstellung der derzeitigen Situation im AJFSS. 
 
Die Verwaltung hat sich Anfang des Jahres 2013 auf Anregung des Stadtelternrats bereits 
intensiv mit dieser Thematik befasst, Stellungnahmen der Niedersächsischen Landesschul-
behörde sowie der städtischen Grundschulen eingeholt und das Für und Wider ausführlich in 
der Vorlage V005/13 niedergeschrieben1. Von der Verwaltung wurde nach alledem vorge-
schlagen, für den Grundschulstandort Helmstedt beginnend zum Schuljahr 2013/14 
(01.08.2013) einen einheitlichen Schulbezirk zu errichten. In seiner Sitzung am 20.02.2013 
hat der AJFSS diese Vorlage abgesetzt. Ein zustimmender Ratsbeschluss konnte in dieser 
Sache nicht erlangt werden. 
 
Die o.a. Anfrage wurde zum Anlass genommen, bei den städtischen Grundschulen nachzu-
fragen, wie viele stadtinterne Ausnahmeanträge zum Schuljahr 2014/15 (Einschulung) vor-
liegen. Danach handelt es sich bislang um insgesamt 19 neue Anträge (Stand: Ende April 
2014). Die beteiligten Schulen und der Bearbeitungsstand der Anträge sind der nachfolgen-
den Aufstellung zu entnehmen: 
 
Zuständige Grundschule 
nach Schulbezirkseintei-
lung 

Ausnahmeantrag für 
Grundschule 

Anzahl der 
genehmigten 
Anträge 

Anzahl der 
abgelehnten 
Anträge 

Anzahl der 
noch nicht 
entschiedenen Anträge 

Außenstelle Emmerstedt Lessingstraße 2     
Außenstelle Emmerstedt Ostendorf     1 
Friedrichstraße Lessingstraße   2 1 
Friedrichstraße Pestalozzistraße     1 
Friedrichstraße Pestalozzistraße     1 
Friedrichstraße Außenstelle Emmerstedt 1     
Lessingstraße Friedrichstraße 2     
Lessingstraße Ostendorf 1     
Ostendorf Lessingstraße 3     
Ostendorf Lessingstraße   2   
Ostendorf Lessingstraße     1 
Pestalozzistraße Lessingstraße 1     
Summe   10 4 5 

 

                                                 
1 Diese Vorlage steht für die Ratsmitglieder im RIS zur Verfügung und ist für die hinzugewählten Mit-

glieder als Anlage beigefügt. 
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Hinzu kommen noch weitere Wanderungsbewegungen, für die keine Ausnahmegenehmi-
gungen erforderlich sind (Aufnahmen an der Grundschule St. Ludgeri, die bereits über einen 

stadtweiten Einzugsbereich verfügt, und Aufnahmen von Kindern an Halbtagsschulen, deren 

Eltern die Beschulung an einer Ganztagsschule wünschen). So wurden beispielhaft fünf Kin-
der aus dem Schulbezirk der Grundschule Lessingstraße an der Grundschule St. Ludgeri 
aufgenommen. 
 
Der Anteil der bisherigen Anträge auf Ausnahmegenehmigungen beträgt im Lichte der vor-
aussichtlich für September 2014 erwarteten ca. 160 Einschulungen von Kindern aus dem 
Stadtgebiet Helmstedts (Stand: Ende April 2014) mithin rd. 11 %, was die Verwaltung be-
stärkt, an Ihrem Vorschlag zur Einrichtung eines einheitlichen Schulbezirks festzuhalten. In 
diese Quote sind die vorstehenden (von vornherein zulässigen) o.a. Wanderungsbewegun-
gen ohne Ausnahmegenehmigung nicht eingerechnet. 
 
Aufgrund dieses Sachverhalts ist die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Festle-
gung der Schulbezirke für die Helmstedter Grundschulen (Ratsbeschluss vom 16.12.1999, 

Inkrafttreten ab 01.08.2000) noch immer die derzeit aktuelle und gültige Schulbezirkssat-
zung. Zwischenzeitlich sind im Laufe der Jahre im Stadtgebiet durch Neubaugebiete Straßen 
hinzugekommen oder Straßen(bezeichnungen) müssen aus anderen Gründen ergänzt bzw. 
geändert werden. Ergänzend wird dem AJFSS insoweit berichtet, dass Eltern, die im Neu-
baugebiet Ziegelberg wohnen (Oderring und Weichselstraße), für Ihre Kinder Ausnahmean-
träge gestellt haben. Diese Anträge sind aus Rechtsgründen nicht erforderlich; gleichwohl 
hat uns die Niedersächsische Landesschulbehörde aufgefordert, die bestehende Satzung zu 
ändern. Auf den beiliegenden Schriftwechsel mit der Niedersächsischen Landesschulbehör-
de aus März d.J. wird insoweit Bezug genommen. 
 
Sollte an den bestehenden Schulbezirken festgehalten werden, wäre demnächst die Schul-
bezirkssatzung entsprechend fortzuschreiben. 
 
Um Kenntnisnahme wird gebeten. 
 
 
gez. Wittich Schobert 
 
(Wittich Schobert) 
 
 
 
 
Anlagen 
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Weiterentwicklung der städtischen Grundschulen; 
Festlegung von Schulbezirken 
 
 
Wie bekannt, wurde unter anderem der Stadtelternrat Helmstedt im September vergangenen 
Jahres zu einer Stellungnahme zum Konzept zur Weiterentwicklung der städtischen Grund-

schulen ab dem Schuljahr 2013/14 aufgefordert. In seiner Stellungnahme vom 19.10.2012 
hat der Stadtelternrat gebeten, die Errichtung eines gemeinsamen Schulbezirks für sämtliche 
Helmstedter Grundschulen zu prüfen. Hierzu ist folgendes auszuführen: 
 
Grundsätzlich sind die städtischen Grundschulen auf ihren eigenen Einzugsbereich be-
schränkt und dürfen Kinder aus anderen Einzugsbereichen nur ausnahmsweise bei Vorlie-
gen einer unzumutbaren Härte oder bei besonderen pädagogischen Gründen aufnehmen 
(§ 63 Absatz 3 Satz 4 des Nds. Schulgesetzes - NSchG). Der Stadtelternrat Helmstedt hat in 
seiner Sitzung am 18.10.2012 deshalb darum gebeten, die Errichtung eines einheitlichen 
Schulbezirks für sämtliche Grundschulen in Helmstedt zu prüfen, um den Eltern eine umfas-
sende Wahlmöglichkeit der Grundschule für ihr Kind zu eröffnen. 
 
Wahlmöglichkeiten gibt es bislang nur bezüglich der Grundschule St. Ludgeri, die als katholi-
sche Bekenntnisschule als Schulbezirk das gesamte Stadtgebiet einschließlich beider Orts-
teile Emmerstedt und Barmke innehat. Die zweite bisherige Wahlmöglichkeit besteht nach 
§ 63 Abs. 4 Nr. 2 NSchG, wenn Eltern für ihr Kind eine Beschulung an einer städtischen 
Ganztagsschule wünschen, im einschlägigen Schulbezirk aber nur eine Halbtagsschule ge-
führt wird. 
 
Zu den Schulbezirken ist vorangestellt rechtlich festzustellen, dass gemäß § 63 Abs. 2 S. 1 
NSchG die Schulträger im Primarbereich für jede Schule einen Schulbezirk festzulegen ha-
ben. Nach Satz 4 dieser Norm kann jedoch ein gemeinsamer Schulbezirk für mehrere Schu-
len derselben Schulform, die sich an demselben Standort befinden, festgelegt werden. Wenn 
für eine Schulform ein gemeinsamer Schulbezirk besteht, haben die Eltern der Schülerinnen 
und Schüler grundsätzlich die Wahl zwischen den Schulen des Schulbezirks (§ 63 Abs. 3 
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S. 3 NSchG). Kann bei einer solchen rechtlichen Konstellation zwischen Schulen gewählt 
werden, für die ein gemeinsamer Schulbezirk festgelegt worden ist, so besteht für den Trä-
ger der Schülerbeförderung (Landkreis Helmstedt) die Beförderungs- und Erstattungspflicht 
für den Weg zu der gewählten Schule (§ 114 Abs. 3 S. 4 NSchG). 
 
Mit dieser gesetzlichen Regelung hat die Stadt Helmstedt als Schulträgerin umfängliche pla-
nerische Gestaltungsfreiheit, die Schulbezirke der einzelnen städtischen Grundschulen ein-
heitlich und deckungsgleich auf das gesamte Stadtgebiet – sogar durchaus gemeinsam mit 

den beiden Ortsteilen oder auch ggf. nur für bestimmte Teilbereiche – auszudehnen. Durch 
eine solche – maximal denkbare – Verfahrensweise hätten die Eltern für ihre Kinder nach 
§ 59 Abs. 1 Satz 1 NSchG die Wahlmöglichkeit sämtlicher städtischer Grundschulen und 
damit die freie Auswahl des aus deren Sicht bestgeeigneten Lernorts für ihr Kind. 
 
Gegenwärtig hat die Stadt Helmstedt mit ihrer Satzung über die Festlegung der Schulbezirke 

für die Helmstedter Grundschulen in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 16.12.1999 
für jede städtische Grundschule einen Schulbezirk anhand von Straßenzuweisungen defi-
niert. Durch Festschreibung der Schulbezirke soll erreicht werden, dass alle Kinder wohnort-
nah und – unabhängig von sozialer Herkunft – gemeinsam unterrichtet werden. Einzige Aus-
nahme bildet dabei die Grundschule St. Ludgeri, die als Grundschule mit katholischem Be-
kenntnis das gesamte Stadtgebiet einschließlich beider Ortsteile Emmerstedt und Barmke 
umfasst. Zudem ist diese Schule berechtigt, in begrenzter Anzahl - und zwar derzeit bis zu 

30 % - Andersgläubige in die Schulgemeinschaft aufzunehmen1. 
 
Abzuwägen ist, welche Vor- bzw. Nachteile sich durch die Festlegung eines einheitlichen 
Grundschul-Schulbezirks für das gesamte Stadtgebiet oder durch die ebenso mögliche Defi-
nition einiger räumlich deckungsgleicher Schulbezirke ergeben würden. Vorangestellt ist 
darauf aufmerksam zu machen, dass nach Ziff. 3.4.5 des RdErl. d. MK v. 29. 8. 1995 „Er-

gänzende Bestimmungen zur Schulpflicht und zum Rechtsverhältnis zur Schule; §§ 58, 59 

und 63 bis 68 des Niedersächsischen Schulgesetzes“ gemeinsame Schulbezirke für mehrere 
Schulen an demselben Standort, die den gleichen Bildungsgang anbieten, gebildet werden 
sollten, wenn eine ausreichende Größe aller Schulen sowie eine gleichmäßige Auslastung 
der Schulanlagen auch ohne einzelne Schulbezirke gesichert werden können und für das 
Land und den Träger der Schülerbeförderung keine Mehrkosten für die Schülerbeförderung 
entstehen. 
 
Nachteile bei Festlegung eines einheitlichen Schulbezirks für sämtliche Grundschulen: 

1. Schülerströme können durch vorhandene differenzierte Schulbezirke rechtswirksam und 
effektiv – auch in Bezug auf die räumlichen Ressourcen innerhalb eines Schulgebäudes – 
gesteuert werden. Diese ordnungspolitische Steuerungsmöglichkeit entfiele mit Aufgabe 
der einzelnen Schulbezirke. 

2. Es können unter Umständen an einzelnen Grundschulen mehr Aufnahmeanträge einge-
hen als dies die Kapazität der entsprechenden Grundschule unter Berücksichtigung der 
Regelungen des Landes zur Klassenbildung zulässt. Auswahlentscheidungen bei diesen 
Aufnahmeanträgen wären durch die Schulleitungen nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
treffen, was einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand bedeutet. Besondere gesetzliche 

                                                 
1 Die Grundschule St. Ludgeri als katholische Schule ist gemäß § 129 NSchG eine öffentliche Grund-

schule mit öffentlichem Schulträger und staatlicher Lehrerversorgung durch Landesbedienstete. Der 
Anteil nichtkatholischer Schülerinnen und Schüler ist derzeit auf 30 % der Gesamtschülerzahl be-
grenzt (§§ 129 Abs. 3 S. 1, 157 Abs. 1 S. 1 NSchG). Dieser Anteil wird in der Regel weitestgehend 
ausgeschöpft. 
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Bestimmungen für Fälle dieser Art bestehen nur für Gesamtschulen, Ganztagsschulen 
und berufsbildende Schulen (vgl. § 59a NSchG), weswegen die Grundschulen frei wären, 
selbst bestimmte Aufnahmekriterien zu entwickeln. Nach Abzug entsprechend dieser Kri-
terien zu bevorzugender Aufnahmen sind die restlichen zur Verfügung stehenden Plätze 
dann auszulosen2. 

3. Wünschenswerte kürzere Schulwege würden grundsätzlich entfallen, wenn die Eltern 
nicht die nächstgelegene Grundschule für ihr Kind wünschen. Die Schülerbeförderungs-
kosten würden sich deshalb voraussichtlich erhöhen. Auch wenn der Landkreis Helmstedt 
zu einer entsprechenden Schülerbeförderung rechtlich verpflichtet wäre, trägt die Stadt 
Helmstedt durch die Zahlung einer Kreisumlage zur Finanzierung des Landkreises Helm-
stedt bei. 

4. Durch Schulbezirke können kleine Schulstandorte erhalten bleiben. Bei freier Schulwahl 
ist ein „Bestandsschutz“ nicht möglich, weil die Eltern quasi „mit den Füßen“ über Grund-
schulen und deren Schulprogramme abstimmen. Dies könnte unter Umständen perspekti-
visch sogar bedeuten, dass Grundschulen schlimmstenfalls „leerlaufen“ könnten. 

5. Oftmals werden die Kinder eines örtlich abgegrenzten Einzugsgebietes, die sich bereits 
aus der Kindertagesstätte oder sonstigen Spielbeziehungen kennen, in dieselbe Grund-
schule eingeschult. Bestehende Kontakte der Kinder untereinander bleiben bei nach 
Straßenzügen definierten Schulbezirken weitgehend erhalten. 

 
Vorteile bei Festlegung eines einheitlichen Schulbezirks für sämtliche Grundschulen: 

1. Die Eltern haben die vollumfängliche Wahlmöglichkeit aus § 59 Abs. 1 Satz 1 NSchG zwi-
schen den einzelnen vorhandenen Grundschulen, und zwar ohne einen Antrag auf Ge-
stattung des Besuchs einer anderen (als der zuständigen) Grundschule stellen zu müssen 
(Ausnahmegenehmigung nach § 63 Abs. 3 S. 4 NSchG), dessen Genehmigungsfähigkeit 
zunächst offen und keinesfalls von vornherein als gegeben anzusehen ist. 

2. Die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen ist nicht mehr nötig und verursacht daher 
auch keinen Verwaltungsaufwand mehr. Beispielhaft sind für das Schuljahr 2012/13 ins-
gesamt 109 innerstädtische Ausnahmegenehmigungen in den Jahrgängen 1 bis 4 durch 
die zuständigen Schulleitungen der Helmstedter Grundschulen erteilt worden sind. Dies 
macht in Relation zur gesamten Schülerzahl im Schuljahr 2012/13 einen Anteil von erheb-
lichen rd. 14 % aus. 

3. Die Angebotsvielfalt der Grundschulen im Rahmen derer Schulprogramme kann durch die 
Eltern innerhalb des deckungsgleichen Schulbezirks in die Auswahlentscheidung einbe-
zogen und insoweit für ihr Kind besser und leichter genutzt werden. 

4. Die Auswahl des gewünschten Beschulungsorts kann sich auch ausschließlich an Grün-
den der Praktikabilität innerhalb des Familienverbands orientieren (z.B. Beschulung am 

Arbeitsort der Eltern oder am Wohnort der Großeltern bzw. der Tagesmutter). Beschu-
lungswünsche dieser Art bei den derzeit differenziert bestehenden Schulbezirken betrach-
tet die Nds. Landesschulbehörde der Rechtsprechung folgend als reine Praktikabilitätser-
wägung im Interesse einer möglichst reibungsloseren oder bequemeren Alltagsgestaltung 
der Eltern und sieht aus diesem Grunde keinen Raum für die Erteilung einer Ausnahme-
genehmigung. 

                                                 
2 Immer dann nämlich, wenn Auswahlverfahren durch Gesetz oder Rechtsverordnung nicht geregelt 

sind, muss eine Gleichbehandlung nach dem Zufallsprinzip stattfinden und ein Losverfahren durch-
geführt werden (vgl. Brockmann u.a., Kommentar zu § 63 NSchG, Ziff. 4.5 S. 32b). 
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5. Der Wettbewerb der Grundschulen untereinander mit Blick auf ein hohes qualitatives An-

gebot wird innerhalb eines räumlich deckungsgleichen Schulbezirks bei vollständiger El-
ternwahlfreiheit gefördert. 

 
Bei Würdigung sämtlicher dargestellter Vor- und Nachteile und summarischer Abwägung der 
in Betracht kommenden Umstände kommt die Verwaltung zu der Auffassung, dass ein ein-
heitlicher Schulbezirk am Grundschulstandort Helmstedt für die Weiterentwicklung der städ-
tischen Grundschulen förderlich und letztendlich gewinnbringend wäre. Ein solcher Schritt 
könnte bereits zu Beginn des kommenden Schuljahres vollzogen werden. Er böte insoweit 
den Eltern die Möglichkeit, ggf. ihre Kinder im Rahmen der an den jeweiligen Grundschulen 
noch freien Kapazitäten umzumelden, und zwar wunschgemäß und ohne auf die Erteilung 
einer Ausnahmegenehmigung angewiesen zu sein. 
 
Die Grundschulen in städtischer Trägerschaft, deren Schulelternräte sowie die Nds. Landes-
schulbehörde und der Landkreis Helmstedt als Träger der Schülerbeförderung sind um eine 
Stellungnahme zu diesem Vorschlag gebeten worden. Diese Stellungnahmen werden zu den 
anstehenden politischen Beratungen nachgereicht. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für den Grundschulstandort Helmstedt soll beginnend zum Schuljahr 2013/14 (01.08.2013) 
ein einheitlicher Schulbezirk errichtet werden. 
 
 
 
gez. Wittich Schobert 
 
(Wittich Schobert) 



Stadt Helmstedt 04.02.2013 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 
Schulen, Soziales und Jugend sowie Sport 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

I n f o r m a t i o n s v o r l a g e  
 
 
 
 
 
Weiterentwicklung der städtischen Grundschulen; 
Festlegung von Schulbezirken; 
Bezug: Vorlagen V005/13 und V006/13 
 
 
Im Nachgang zu den Vorlagen V005/13 und V006/13 werden ergänzend die zwischenzeitlich 

hierzu eingegangenen Stellungnahmen der Grundschulen Friedrichstraße, Lessingstraße, 

St. Ludgeri und Ostendorf sowie der Nds. Landesschulbehörde und des Landkreises Helm-

stedt übersandt. 

 

Ebenfalls beigefügt ist die Stellungnahme des Stadtelternrats Helmstedt vom 19.10.2012, mit 

der die Errichtung eines einheitlichen Schulbezirks angeregt wurde. 

 

 

 

gez. Wittich Schobert 

 

(Wittich Schobert) Anlagen 
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Schulbezirkssatzung 
 
 
Sehr geehrte Frau Pramme, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Ihnen vorliegende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Festlegung der Schul-
bezirke für die Helmstedter Grundschulen (Ratsbeschluss vom 16.12.1999, Inkrafttreten ab 

01.08.2000) ist die derzeit aktuelle und gültige Schulbezirkssatzung. 
 
Im Zusammenhang mit der geplanten Aufhebung einer städtischen Grundschule wurde den 
zuständigen Gremien der Stadt Helmstedt eine 2. Änderungssatzung mit Wirkung zum 
01.02.2013 vorgelegt, die dieser schulorganisatorischen Maßnahme Rechnung tragen und 
auch die Veränderungen im Straßenbestand beinhalten sollte. Für beide Vorhaben – Grund-

schulaufhebung und Satzungsänderung – konnte ein zustimmender Ratsbeschluss wie be-
kannt nicht erlangt werden. 
 
Mit der anschließenden Absicht, für sämtliche Grundschulen mit Wirkung zum 01.08.2013 
einen einheitlichen Schulbezirk für das gesamte Stadtgebiet einschließlich aller Ortsteile 
festzulegen, waren die zuständigen Gremien der Stadt Helmstedt ebenfalls nicht einverstan-
den, so dass noch immer die o.a. 1. Änderungssatzung unverändert gilt. Hierin ist der Oder-
ring in der Tat nicht aufgeführt. 
 
Eine 2. Änderungssatzung ist derzeit nicht beabsichtigt. 
 



Unseres Erachtens haben die Kinder aus den in der Satzung nicht ausdrücklich aufgeführten 
und damit fehlenden Straßenzügen nach alledem freie Grundschulwahl am Schulstandort 
Helmstedt. Um einen Hinweis wird gebeten, falls diese Rechtsaufassung nicht zutreffend 
sein sollte bzw. Sie dringenden Handlungsbedarf für die Stadt Helmstedt sehen sollten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
gez. Leppin 
 
(Leppin) 

 

 




